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SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

OECD Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BAG Bundesamt fur Gesundheit

v Invalidenversicherung

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

EGMR Europaischer Gerichtshof flir Menschenrechte

EL Erganzungsleistungen

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

FH Fachhochschule

SKS Stiftung fur Konsumentenschutz

SGGP Schweizerische Gesellschaft fir Gesundheitspolitik

DRG Diagnosis Related Groups

MiGelL Mittel- und Gegenstandeliste der OKP

FRC Fédération romande des consommateurs (Konsumentenschutz der
Romandie)

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete

KKA Konferenz der Kantonalen Arztegesellschaften

CLASS Gesundheitsdirektorenkonferenz der lateinischen Schweiz (BE, FR, GE,
JU, NE, TI, VD, VS)

DVSP Dachverband Schweizerischer Patientenstellen

HF Hohere Fachschule

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

Al Assurance-invalidité

SEFRI Secrétariat d'Etat a la formation, a la recherche et a I'innovation

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

PC Prestations complémentaires

FMH Fédération des médecins suisses

LAMal Loi fédérale sur 'assurance-maladie

uss Union syndicale suisse

AOS Assurance obligatoire des soins

USAM Union suisse des arts et métiers

HES Haute école spécialisée

SKS Stiftung fur Konsumentenschutz (Fédération des consommateurs en
Suisse alémanique)

SSPS Société suisse pour la politique de la santé

DRG Diagnosis Related Groups

LiMA Liste des moyens et appareils de AOS

FRC Fédération romande des consommateurs

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

SAB Groupement suisse pour les régions de montagne

CCM Conférence des Sociétés Cantonales de Médicine

CLASS Conférence latine des affaires sanitaires et sociales (BE, FR, GE, JU, NE,

TI, VD, VS)
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ES écoles supérieures

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BERICHT
DATUM: 31.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2021: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Auch im Jahr 2021 bestimmte die Covid-19-Pandemie massgeblich den Takt in der
Schweizer Gesundheitspolitik. Unabhéangig davon gaben hingegen insbesondere
Geschéafte im Zusammenhang mit verschiedenen Volksinitiativen zu reden.

Am prominentesten diskutiert wurde in den Medien die Pflegeinitiative, wie
beispielsweise Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse (im Anhang) zeigt - noch nie in den
letzten vier Jahren wurde anteilsméssig haufiger Uber das Thema «Pflege» diskutiert als
im Jahr 2021 (vgl. Abbildung 2). Die Pflegeinitiative zielte auf eine Verbesserung des
Pflegendenstatus ab und wollte durch eine gentgende Anzahl diplomierter
Pflegefachpersonen den «Zugang aller zu einer ausreichenden Pflege von hoher
Qualitat» sicherstellen. Ende November 2021 nahm eine Mehrheit der
Stimmburgerinnen und Stimmbirger die Vorlage an (61.0%). Mit Ausnahme eines
Kantons sagten ferner alle Stande Ja und hérten damit nicht auf ihre Vertreterinnen
und Vertreter in Bundesbern, welche die Initiative zur Ablehnung empfohlen hatten.
Stattdessen wollten Regierung und Parlament den in der Initiative dargelegten
Problemen mittels eines von der SGK-NR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlags
auf Gesetzesebene begegnen. Dieser hatte neben einer Ausbildungsoffensive auch eine
Kompetenzerweiterung bezlglich selbstandiger Abrechnung von Pflegeleistungen
vorgesehen. In den Medien wurde der Abstimmungserfolg des Initiativkomitees unter
anderem - aber nicht ausschliesslich — mit der Covid-19-Pandemie erklart.

2021 ebenfalls auf der Traktandenliste des Parlaments stand die Organspende-Initiative
und der dazu vom Bundesrat lancierte indirekte Gegenvorschlag. Einigkeit herrschte
daruber, dass der Status quo der Zustimmungslésung nicht zufriedenstellend sei. Das
Volksbegehren, welches beabsichtigte, dass neu alle Menschen automatisch zu
Organspenderinnen und -spendern werden sollten, falls sie sich nicht explizit dagegen
ausgesprochen hatten, ging jedoch sowohl dem Bundesrat als auch den beiden
Kammern zu weit. Die Landesregierung forderte daher in ihrem Gegenvorschlag eine
erweiterte Zustimmungslosung, bei der die Meinung der Angehorigen ebenfalls
beriicksichtigt wird. Nachdem der Nationalrat das Volksbegehren zunachst (denkbar
knapp) zur Annahme empfohlen hatte, folgte er in der Herbstsession dem Standerat,
der sich einstimmig gegen die Initiative ausgesprochen hatte. Der indirekte
Gegenvorschlag hingegen war weitgehend unbestritten und wurde von beiden Raten
grossmehrheitlich fur eine gute Losung befunden, worauf das Initiativkomitee die
Initiative bedingt zurlickzog.

Die dritte Volksinitiative, mit der sich das Parlament 2021 im Gesundheitsbereich
beschéftigte, war die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor
Tabakwerbung>», welche ein llickenloses Tabakwerbeverbot zum Inhalt hat. Auch dieses
Volksbegehren ging National- und Standerat zu weit, weshalb sie die Initiative zur
Ablehnung empfahlen. Parallel dazu befasste sich das Parlament mit einem neuen
Tabakproduktegesetz, das im Herbst 2021 verabschiedet wurde und unter anderem
ebenfalls Bestimmungen zu Tabakwerbung beinhaltete. Die beiden Kammern
prasentierten die Gesetzesrevision als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative.

Als Folge der ersten Welle der Covid-19-Pandemie im Vorjahr beklagten viele Spitaler
finanzielle Einbussen. Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt
reagierten 2021 mit vier Standesinitiativen, mittels welcher sie den Bund dazu
auffordern wollten, flr die Ertragsausfélle, die in Zusammenhang mit dem vom
Bundesrat angeordneten Verbot «nicht dringend angezeigtelr] medizinischelr] Eingriffe
und Therapien» entstanden waren, aufzukommen. Der Standerat gab den Geschéaften in
der Wintersession 2021 mit 21zu 19 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) keine Folge.

Verglichen mit dem Vorjahr, als die Medien sehr ausfihrlich Uber die Sportpolitik
berichteten (vgl. Abbildung 2), erhielt dieses Thema im Jahr 2021 nur beschrankt
Beachtung. Erneut medial diskutiert wurden unter anderem die finanziellen
Schwierigkeiten der Sportvereine, deren Unterstlitzung auch vom Ausgang der
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Abstimmung Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes abhing.

Im Parlament wurde insbesondere die Frage diskutiert, wie eine Mitsprache der
Bevolkerung bei der Organisation und der finanziellen Unterstitzung Olympischer
Spiele ermdglicht werden kann. Diesbezuglich zeigte sich der Nationalrat offener als der
Standerat, als er in der Sommersession ein entsprechendes Postulat der WBK-NR
annahm und einer parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR) Folge gab. Letztere
schickte der Standerat in der darauffolgenden Session allerdings bachab. Das Parlament
diskutierte des Weiteren Uber die Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler
Bedeutung 2022-2027 (NASAK 5), wobei der Standerat den bundesratlichen Entwurf in
der Herbstsession guthiess und der Nationalrat ihm in der Wintersession folgte.

Im Bereich Sozialhilfe beugte sich die kleine Kammer in der Friihjahrssession 2021 Gber
eine Motion Carobbio Guscetti (sp, Tl), welche darauf abzielte, Sofortmassnahmen
gegen das durch die Covid-19-Pandemie verursachte Armutsrisiko zu ergreifen. Das
Geschaft fand jedoch bei den Kantonsvertreterinnen und -vertretern keine Mehrheit.
Medial thematisiert wurden unter anderem die moglichen Folgen der Pandemie fur die
Sozialhilfe sowie ein Urteil des EGMR, in welchem der Kanton Genf bezlglich seines
Bettelverbotes kritisiert wurde. '

Gesundheitspolitik

Die Erwégung der Basler Sanitdtsdirektion und der Arzteschaft des Kantonsspitals,
einem Uber 80-jahrigen Patienten ein extrem teures, aber moglicherweise
lebensrettendes Medikament angesichts seines Alters allenfalls zu verweigern, sorgte
fur Aufruhr und entfachte vor allem in den Medien die Debatte um die Rationierung in
der Medizin. Nationalrat Jost Gross (sp, TG), Prasident der Schweizerischen
Gesellschaft fir Gesundheitspolitik (SGGP), schlug die Schaffung einer nationalen
Ethikkommission vor, welche das Tabu-Thema umfassend ausleuchten soll. Aber auch
die Arzteschaft verlangte eine offene Auseinandersetzung mit der brisanten Frage, da
die Rationierung in vielen Fallen notgedrungenerweise bereits stattfinde
(beispielsweise  bei Uberlasteten Intensivpflegestationen). Heute misse die
Entscheidung von den Arzten am Krankenbett in Alleinverantwortung geféllt werden,
was vor allem fir die Spitalarzte zu einer unertréaglichen menschlichen Belastung fuhre.
Sie forderte deshalb die Erarbeitung klarer Kriterien, wann welche Behandlung sinnvoll
und finanzierbar ist; diese sollen breit diskutiert und politisch abgestiitzt werden. 2

Arzte und Pflegepersonal

Als Grund fur die Kostensteigerung im Gesundheitsbereich wird oft auch die
zunehmende Arztedichte genannt. Gemass der Statistik der Vereinigung der Schweizer
Arzte (FMH) verdoppelte sich diese in den letzten 20 Jahren. Die grésste Dichte an
freipraktizierenden Arzten weist Basel-Stadt auf (328 Einwohner je Arzt), die kleinste
Appenzell Innerrhoden (1400 Einwohner je Arzt). Der gesamtschweizerische
Durchschnitt liegt bei 624. Fast zwei Drittel der FMH-Mitglieder sind Spezialérzte. Von
verschiedener Seite wird deshalb immer wieder gefordert, bei der Ausbildung von
Medizinstudenten einen Numerus clausus oder éhnliche Restriktionen einzufthren. Im
Berichtsjahr verlangte eine von 110 Nationalratinnen und Nationalraten unterzeichnete
Motion Pidoux (fdp, VD; Mo. 93.3129), der Bundesrat solle seine Kompetenz bei den
Medizinalprifungen zu einer sinnvollen Lenkung der Arztedichte nutzen. Der
Bundesrat verwies auf die Kantonshoheit bei der Zulassung zum Universitatsstudium
sowie auf entsprechende Empfehlungen der Schweizerischen Hochschulkonferenz und
beantragte mit Erfolg Umwandlung in ein Postulat. Der Standerat Gberwies eine dhnlich
lautende Motion Simmen (cvp, SO) ebenfalls nur in der Postulatsform (Mo. 93.3121). 3

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Wéhrend die Vorlage von weiten Kreisen
grundsatzlich beflirwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Fdderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begrindeten.

Bezlglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beitrdge der Kantone zu den

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 05.07.2017
ANJA HEIDELBERGER

Ausbildungsleistungen der Spitédler, Pflegeheime wund Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden - dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber
auch von den Gewerkschaftsdachverbanden, den  Leistungserbringenden,
Berufsverbanden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehodrigen Versicherern.

Nicht unterstlitzt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beitrage fur
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte fur sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung wirden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP beflurworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbénde
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeitrage. Gespalten zeigten sich die
Versicherer.

Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gultigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Wahrend die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht fur wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkréftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht geldst werden
koénne, unterstutzten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenuberstanden, eine solche Begrenzung.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich fur
eine  gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbststandig durchfihren dirfen, aus. Es wurden allerdings einige
Anderungsvorschlage angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkrafte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzufiihren, sondern diese fur limitierte Zeitrdume selbst
auch delegieren zu koénnen. Curafutura, Swica und Visana beflurworteten die
Einrdumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitaten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbanden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden musse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, flir den Bereich der
psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus.

Fur die beiden Dachverbande der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsauftrage, die verbindliche Regelungen Uber die zu erbringenden
Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst Uber diese Regelung verfligen kénnen sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbande winschten sich eine Verknupfung solcher
Leistungsauftrage mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.

Was die Einfuhrung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbanden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, mussten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -mannern erweitert wirden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden.

Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgriinen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstitzung. *

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Die Schweiz verfiigt (iber eine der héchsten Dichten an praktizierenden Arztinnen und
Arzten in der OECD. Zur Beschrankung der Arztezahl hatte das Parlament 2000 eine
zeitlich begrenzte Bedurfnisklausel eingefliihrt und diese bis 2011 dreimal verlangert.
Aufgrund der grossen Zahl an Praxiseréffnungen nach dem Auslaufen der
Bedurfnisklausel schrankte das Parlament die Zulassung von Leistungserbringenden
2013 in einem dringlichen Bundesgesetz erneut ein. Nachdem der Nationalrat einen
Vorschlag zur langfristigen Steuerung des ambulanten Bereichs in der
Schlussabstimmung abgelehnt hatte, musste die Zulassungsbeschrankung 2016 erneut
verlangert werden. Gleichzeitig beauftragte das Parlament den Bundesrat, einen neuen
Vorschlag zur Zulassung der Leistungserbringenden in die Vernehmlassung zu schicken.
Diesen Vorschlag basierte der Bundesrat auf den Bericht zur Erflllung eines Postulats
der SGK-SR.

Der Bundesrat schlagt dabei Massnahmen auf drei Interventionsebenen vor. Eine erste

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.07.2017
ANJA HEIDELBERGER

Ebene dient der Sicherung der Qualifikation der Leistungserbringenden; dabei sollen
Anforderungen an Aus- und Weiterbildung, an das Erlangen von Diplomen sowie an die
Anerkennung auslandischer Diplome formuliert werden. Auf einer zweiten Ebene sollen
die  Anforderungen an die Leistungserbringenden durch ein  formales
Zulassungsverfahren mit allfalliger Wartefrist von zwei Jahren, durch einen Nachweis
der Qualitat der Leistungserbringung sowie durch die Knlpfung der Tatigkeit zu Lasten
der OKP an Auflagen erhdht werden. Die Versicherer sollen eine Organisation schaffen,
welche Uber die Zulassungsgesuche entscheidet. Die dritte Interventionsebene
beschreibt Massnahmen, die es den Kantonen erlauben, das Versorgungsangebot nach
Bedarf zu regeln. Dazu gehdéren Hochstzahlen an zu Lasten der OKP im ambulanten
Sektor tatigen Arztinnen und Arzten sowie Zulassungseinschrankungen in Bereichen mit
massivem Kostenanstieg.

An der Vernehmlassung, die vom 5. Juli 2017 bis zum 25. Oktober 2017 stattfand,
beteiligten sich 91 Organisationen. Mehrheitlich einig war man sich Uber die
Notwendigkeit der Zulassungssteuerung, die einzelnen Massnahmen der Vorlage
stiessen jedoch auf unterschiedlich grossen Anklang. Klar flr die Vorlage sprachen sich
die SP, die GDK und CLASS, alle Kantone (ausser AG, GR, JU, LU und TG), die
Konsumentenverbande, der Patientenverband DVSP sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir Berggebiete (SAB) aus. Die SVP und FDP, die meisten
Dachverbéande der Wirtschaft, die Versichererverbénde, die Konferenz der kantonalen
Arztegesellschaften  (KKA) und die meisten kantonalen und regionalen
Arztegesellschaften lehnten die Vorlage deutlich ab. Gespalten zeigten sich die
Verbédnde der Leistungserbringenden: Einige befurworteten den bundesratlichen
Vorschlag, die meisten sprachen sich allerdings dagegen aus oder kritisierten ihn
zumindest stark.

Viel Kritik gab es fur den Vorschlag, die Zulassungssteuerung den Versicherern zu
Ubertragen. Dies wurde als erster Schritt zur Aufhebung des Vertragszwangs gewertet.
Stattdessen solle die Zulassung von den Kantonen gesteuert werden, argumentierten
zahlreiche Akteure. Mehrfach wurde zudem eine Verscharfung der Zulassungskriterien
gefordert. Unter anderem sollen Arztinnen und Arzte mindestens drei Jahre an
schweizerischen Bildungsstatten gearbeitet haben missen und Uber ausreichende
Sprachkenntnisse verflugen, bevor sie zur Tatigkeit zu Lasten der OKP zugelassen
werden. CVP, FDP und SVP schlugen zudem vor, die Zulassungsbeschrankungen
mittelfristig mit einer einheitlichen Leistungsfinanzierung zu verknupfen. ®

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergitungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden kénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurlckzufihren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmaéssig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestarkt werden, erklarte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhdéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
héher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hohe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfihrung des KVG und bei der letzten Erhéhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabstande der Franchisenerhdhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhéngig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhéhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdohung der
Franchisen im Jahr 2020 nétig machen wurde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Grinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehérlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhéngig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdéheren Ausgaben der EL die Kosten fir Kantone und
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Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatsachlich zu  einer  Senkung der Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fuhren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenernéhung am starksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wirden diese
auch kaum ihr Verhalten andern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen missten. °

Im September und November 2017 entschied das Bundesverwaltungsgericht, dass
Mittel und Gegenstande, die fir die Pflege gebraucht werden, nicht mehr separat von
den Krankenkassen bezahlt werden, da diese zu den Pflegekosten gehéren. Zuvor
hatten die Krankenversicherung CSS und Tarifsuisse, eine Tochtergesellschaft von
Santésuisse, gegen einen Regierungsratsbeschluss des Kantons Basel-Stadt zur
Verlangerung des bis 2014 glltigen Tarifvertrags im Bereich MiGeL um ein Jahr geklagt.
Das Gericht unterschied zwischen Mitteln und Gegenstanden, die durch professionelles
Personal, und solche, die durch die Patientinnen und Patienten selbst angewendet
werden. Die Krankenkassen Ubernehmen zukilnftig also nur noch die Kosten von Mitteln
und Gegenstanden Letzterer. Da die Kosten der MiGeL zum Beispiel in Pflegeheimen
neu bereits in den fixen Vergutungen flr die Pflegekosten enthalten sind, erhalten die
Heime keine zusatzliche Entschadigung mehr dafur. Das Departement Gesundheit und
Soziales des Kantons Aargau sprach in seiner Medienmitteilung von Ertragsausféllen fur
die Pflegeheime von CHF 4 Mio. und von unbekannt hohen Ausfallen flr die
Spitexbetriebe. In der Folge erklarte zum Beispiel die CSS, dass sie ab 1. Januar 2018
keine MiGelL-Produkte mehr verguten werde. Erste Krankenversicherungen hatten
gemass Medienmitteilung des Kantons Aargau zudem mit Rickforderungen fur die
Jahre 2015 bis 2017 begonnen. ’

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stédte- und der Gemeindeverband, Dachverbénde der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbande.
Entsprechend breit war trotz Lobes flur die Bemuihungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit  anderen Revisionen,  vor  Finanzierungs-  oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstarkten Burokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. ®

Zwischen Juni und Dezember 2018 reichten die Kantone St. Gallen (Kt.lv. 18.309),
Thurgau (Kt.lv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.lv. 18.324)
vier ahnliche Standesinitiativen fir eine kostendeckende Finanzierung der
Kinderspitdler und Kinderkliniken ein. Darin forderten sie, dass die erbrachten
ambulanten wie stationdren Leistungen in Kinderspitalern und -kliniken in der
Tarifstruktur kostendeckend verglitet werden sollten. Die vier Kantone betonten als
Standort- (SG, BS, BL) respektive Tragerkantone (TG) eines der drei eigenstdndigen
Schweizer Kinderspitaler ihre Betroffenheit, zumal sie die defizitaren Spitéler seit
Jahren subventionieren mussten - die beiden Basler Kantone zum Beispiel mit CHF 10
Mio. jahrlich.

Sowohl im spitalambulanten als auch im stationaren Bereich sei die Tarifierung flr die
eigenstandigen Kinderspitédler und die in Erwachsenenspitalern integrierten
Kinderkliniken ungentigend, kritisierten sie. Bei den Kinderspitdlern kémen
verschiedene, erschwerende Faktoren zusammen: So muissten diese einerseits die
ganze Leistungskette von der Grund- bis zur hochspezialisierten Medizin anbieten,
regelmassig besonders aufwendige angeborene Erkrankungen behandeln und héatten
andererseits kaum je die Moglichkeit zur Quersubventionierung durch privat oder
halbprivat versicherte Patientinnen und Patienten.

Zuséatzlich angestiegen seien die jahrlichen Defizite zudem durch den Tarmed-Eingriff
des Bundesrates 2018. Das Defizit des Ostschweizer Kinderspitals zum Beispiel sei in
der Folge von CHF 4.2 Mio. (2016) auf CHF 6.3 Mio. (2018) gestiegen; der
Kostendeckungsgrad im ambulanten Bereich des Basler Kinderspitals sei von 78 auf 68
Prozent gesunken. Nicht besser sehe es im stationaren Bereich aus, wo die
Fallpauschalen der Swiss DRG die Leistungen ebenfalls nicht adéaquat abbildeten. Diese
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Probleme wirden jedoch von der IV und gewissen Krankenkassen nicht anerkannt,
obwohl sowohl nationale als auch internationale Evidenz die hdheren Kosten von
Kinderspitélern gegentber Erwachsenenspitélern in der Héhe von 20 bis 30 Prozent
belege.

Der Kanton Basel-Landschaft ergénzte die generelle Handlungsaufforderung der
anderen drei Kantone durch eine Liste mit konkreten Forderungen: Er verlangte die
Aufhebung der Tarmed-Zeitlimitierungen fir die Konsultationszeit, eine separate,
kostendeckende Taxpunktbewertung, die Ausnahme der Kinderkliniken von der «Liste
der grundsatzlich ambulant durchzufiihrenden elektiven Eingriffe» (also von Eingriffen,
die zeitlich relativ frei gewahlt werden kénnen), eine Anpassung der Swiss-DRG-
Tarifstruktur auf einen Kostendeckungsgrad der Kinderspitaler von 100 Prozent sowie
eine genlgende Abbildung der IV-Falle in der Tarifstruktur.

Im August 2019 behandelte die SGK-SR die vier Standesinitiativen gemeinsam und liess
dabei Vertreterinnen und Vertreter der vier Kantone zu Wort kommen. Die Kommission
anerkannte, dass die Eigenheiten der Kindermedizin bei der Tarifierung oft ungentgend
berucksichtigt wirden, empfand aber eine Kommissionsmotion als das zielfuhrendere
Mittel als die Standesinitiativen, da der Bundesrat die Tarifstrukturen im ambulanten
und stationaren Bereich genehmigen musse. Folglich nahm sie die Forderung der vier
Kantone in eine eigene Motion (Mo. 19.3957) auf und empfahl die vier Standesinitiativen
zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten zur Ablehnung.

Im Dezember 2019 folgte der Stdnderat dem Kommissionsantrag stillschweigend, lehnte
die vier Initiativen ab und nahm stattdessen die Kommissionsmotion an. ’

In Erfullung einer Motion der SGK-SR (Mo. 18.4091) legte der Bundesrat im Mai 2021 die
Botschaft zum Bundesgesetz liber die Regulierung der
Versicherungsvermittlertatigkeit in der OKP und den Zusatzversicherungen vor. Wie
von der Motion vorgesehen, soll der Bundesrat im Sinne der Selbstregulierung
Branchenlésungen der Krankenversicherungen im Bereich der Vermittlertatigkeit
allgemeinverbindlich erklaren kénnen, wenn sie von Versicherungen eingereicht
werden, die mindestens zwei Drittel aller Versicherten in der Schweiz abdecken.
Dadurch wuirden die Bestimmungen auch flr Versicherungen, die der Vereinbarung
nicht beigetreten sind, obligatorisch. Solche Regelungen sind vorgesehen bezlglich
eines Verbots der Telefonwerbung bei Personen, die nie bei der fraglichen
Versicherung versichert waren, bezuglich der Ausbildung der Vermittlerinnen und
Vermittler, einer Einschrankung ihrer Entschadigungen und der Notwendigkeit von
unterschriebenen Beratungsprotokollen.

Zwischen Mai und September 2020 hatte der Bundesrat dazu eine Vernehmlassung
durchgefuhrt, bei der 84 Stellungnahmen eingingen. Vollstandig einverstanden mit dem
Gesetz zeigten sich 13 Kantone (Al, AR, BE, BL, NE, NW, OW, SO, TG, TI, UR, VS, ZG), die
CVP sowie der Schweizerische Verband der Versicherungsgeneralagenten. Vollstandig
abgelehnt wurde sie von Economiesuisse und dem Gewerbeverband, dem
Schweizerischen Konsumentenforum kf und verschiedenen Versicherungsbrokern. Die
Ubrigen Akteure anerkannten jeweils den Regulierungsbedarf, empfanden den Entwurf
aber als zu weitgehend (FDP, SVP, Bauernverband, Centre Patronal und verschiedene
Versicherer sowie Curafutura und Santésuisse) respektive als zu wenig weitgehend
(Kantone AG, BS, GE, JU, LU, VD; SP, Griine, Gewerkschaftsbund, Konsumentenverbande
FRC und SKS, Ombudsstelle Krankenversicherung).

Die Organisationen, welchen der Entwurf zu weit ging, kritisierten insbesondere die
Definition der Vermittlertatigkeit, bei der der Bundesrat neben den externen auch die
internen Vermittlerinnen und Vermittler berlcksichtigt. Kritisiert wurde auch das
vorgesehene Sanktionssystem und der vorgeschriebene Ausbildungsstandard, da dieser
nicht durch das SBFI Uberprift werde. Zudem wurde die Notwendigkeit eines neuen
Gesetzes von verschiedenen Teilnehmenden verneint und eine Beeintrachtigung der
Wettbewerbsféhigkeit von kleinen Versicherungen beflrchtet. Weiterflhrende
Forderungen waren hingegen eine Muss- statt einer Kann-Bestimmung zum Abschluss
einer Vereinbarung sowie die Schaffung einer subsididren Kompetenz des Bundesrates,
wenn die Versicherungen keine gemeinsame Vereinbarung erzielen. ™
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Hochschulen

La députée Humbel (pdc, AG) estime que I'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner a coup sdr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédeéral s'est opposé a I'objet, expliquant qu'il est premiérement de la compétence des
cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs taches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Béle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté I'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. ™
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